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Einkaufsbedingungen für die Instandhaltung von Maschinen, Aggregaten, Geräten und 
maschinellen Anlagen, Bauwerken, Stahlkonstruktionen und sonstigen baulichen Anlagen

(gültig ab Februar 2024) 

1. Definition 
1.1 Unter dem Begriff „Instandhaltung“ im Sinne dieser Bedingungen 
fallen Inspektion, Wartung und Instandsetzung sowie alle damit im Zu-
sammenhang stehenden Lieferungen und Leistungen.  
1.2 Inspektion bedeutet Feststellung und Beurteilung des Ist-Zustandes 
mit dem Ziel frühzeitiger Erkennung erforderlicher Instandsetzungsmaß-
nahmen. Wartung bedeutet Bewahrung des Soll-Zustandes. Instandset-
zung bedeutet Wiederherstellung des Soll-Zustandes.  

2. Abschluss des Vertrages   
2.1 Dem Vertrag zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber 
liegen ausschließlich diese Einkaufbedingungen für die Instandhaltung 
zugrunde. Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers 
wird hiermit widersprochen.  
2.2 Bestellungen, Vereinbarungen und Änderungen sind nur verbindlich, 
wenn sie vom Auftraggeber schriftlich erteilt oder bestätigt werden. Der 
Schriftwechsel ist mit der Einkaufsabteilung zu führen. Absprachen mit 
anderen Abteilungen bedürfen, soweit dabei Vereinbarungen getrof-
fen werden sollen, die im Vertrag festgelegte Punkte verändern, der 
ausdrücklichen schriftlichen Bestätigung durch die Einkaufsabteilung in 
Form eines Nachtrages zum Vertrag.  
2.3 Der Auftragnehmer hat den Vertragsabschluss vertraulich zu behan-
deln. Er darf den Auftraggeber nur mit dessen schriftlicher Zustimmung 
Dritten gegenüber als Referenz benennen. 

3. Umfang und Ausführung  
3.1 Aufträge zur Instandhaltung umfassen alle zur Inspektion, Wartung 
oder Instandsetzung erforderlichen Maßnahmen, auch wenn sie im 
Bestellschreiben nicht einzeln aufgeführt sind. Die Instandhaltung ist 
so durchzuführen, dass der instand zu haltende Gegenstand einwand-
frei betrieben werden kann und die im Bestellschreiben genannten 
Eigen-schaften und Funktionen aufweist. Werden im Zusammenhang 
mit Instandhaltungsmaßnahmen technische Veränderungen in Auftrag 
gegeben, sind Maschinenelemente und -teile so zu gestalten und anzu-
ordnen, dass sie gut und schnell inspiziert, gewartet und instandgesetzt 
werden können, Verschleißteile müssen eine hohe Standzeit haben.  
3.2 Die Inspektion umfasst insbesondere 
	- das Messen und Prüfen von Eigenschaften und Funktionen, 
	- die Feststellung etwa vorhandener Schäden, 
	- die Beurteilung festgestellter Schäden und möglicher Schadensfolgen, 
	- einen Kostenvoranschlag über die Wiederherstellung des Sollzustan-

des, 
	- ein Protokoll über das Ergebnis der Inspektion, in dem alle für einen 

einwandfreien Betrieb des inspizierten Gegenstandes erforderlichen 
Instandhaltungsmaßnahmen einzeln aufgeführt sind.  

3.3 Die Wartung umfasst insbesondere 
	- die Reinigung (Entfernung von Fremd- und Hilfsstoffen), 
	- die Konservierung (Schutzmaßnahmen gegen Fremdeinflüsse), 
	- das Schmieren (Zuführung von Schmierstoffen zur Schmierung und/

oder Reibstelle, Nachfüllen von Schmierstoffen), 
	- das Auswechseln (Ersatz von Hilfsstoffen und Kleinteilen),  
	- das Nachstellen (Beseitigung von Abweichungen). 

3.4  Die Instandsetzung umfasst insbesondere 
	- das Ausbessern (Bearbeiten instand zu haltender Gegenstände) und 
	- das Austauschen (ersetzen von Teilen). Beim Austausch von Teilen hat 

der Auftragnehmer Originalteile zu verwenden. Diese gehen in das 
Eigentum des Auftraggebers über. 

3.5  Die vom Auftraggeber gemachten Angaben sind vom Auftragneh-
mer in eigener Verantwortung zu überprüfen. Der Auftragnehmer wird 
die Instandhaltungsmaßnahmen vor Beginn der Arbeiten mit dem zu-
ständigen technischen Objektbearbeiter des Auftraggebers abstimmen; 
die Gesamtverantwortung des Auftragnehmers bleibt unberührt. 
3.6 Alle zur Ausführung des Auftrages erforderlichen Geräte, Werkzeuge, 
Hilfsmittel sowie die Berufskleidung einschließlich der erforderlichen 
Schutzausrüstung sind vom Auftragnehmer bereitzustellen. Soweit der 

Auftraggeber im Einzelfall derartige Gegenstände zur Verfügung stellt, 
haftet der Auftragnehmer für den Gegenstand und dessen Einsatz. 
3.7 Der Auftragnehmer wird die von ihm zu erbringenden Leistungen 
gemäß konkreter Vereinbarung oder mangels einer solchen in angemes-
sener Weise dokumentieren. 
3.8 Der Auftragnehmer erbringt die Leistungen durch entsprechend qua-
lifiziertes Personal. Der Einsatz von Subunternehmern bedarf der vor-
herigen Zustimmung des Auftraggebers, die nur aus wichtigem Grund 
verweigert wird. Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
wenn der Subunternehmer nicht über die erforderliche Fachkunde oder 
Zuverlässigkeit verfügt. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber alle 
für die Beurteilung des Subunternehmers erforderlichen Informationen 
zukommen lassen. Kann oder muss der Subunternehmer auf personen-
be-zogene Daten beim Auftraggeber zugreifen, setzt die Zustimmung 
den Abschluss eines Auftragsverarbeitungsvertrags (Art. 28 DSGVO) 
voraus. Unabhängig von der Zustimmung bleibt der Auftragnehmer für 
den eingesetzten Subunternehmer verantwortlich.  

4. Arbeiten im Werksbereich des Auftraggebers  
4.1 Arbeiten, die im Werksbereich des Auftraggebers auszuführen sind, 
dürfen dessen Betrieb und Dritte nicht mehr als unvermeidlich behin-
dern. 
4.2  Der Ablauf der Arbeiten ist mit dem zuständigen technischen Ob-
jektbearbeiter des Auftraggebers rechtzeitig abzustimmen.  
4.3  Bei der Durchführung von Arbeiten obliegt dem Auftragnehmer eine 
besondere Sorgfaltspflicht im Hinblick auf umweltgefährdende Stoffe. 
Falls der Auftragnehmer bei der Durchführung der Arbeiten Schadstoffe 
freisetzt, Schadstoffe findet oder das Vorhandensein solcher Stoffe ver-
mutet, hat er den Auftraggeber sofort zu unterrichten. 
4.4  Der Auftragnehmer hat dem zuständigen Objektbearbeiter des 
Auftraggebers eine Liste mit den Namen der Arbeitskräfte einzurei-
chen, die er im Werksbereich beschäftigen will. Die Liste ist ständig 
auf dem neuesten Stand zu halten. Auf Wunsch hat der Auftragnehmer 
nachzuweisen, dass für alle eingesetzten Arbeitskräfte der gesetzlich 
vorgeschriebene Sozialversicherungsschutz besteht. Aus wichtigem 
Grund kann vom Auftragnehmer eingesetzten Arbeitskräfte der Zutritt 
zum Werksbereich des Auftraggebers verwehrt werden. 
4.5  Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass die von ihm einge-
setzten Arbeitskräfte den Weisungen des Auftraggebers zur Aufrecht-
erhaltung von Ordnung und Sicherheit folgen und sich den üblichen 
Kontrollverfahren unterwerfen.  
4.6  Alle Gegenstände, die auf das Werksgelände des Auftraggebers 
verbracht werden, unterliegen der Werkskontrolle. Vor dem An- und 
Abtransport ist dem zuständigen technischen Objektbearbeiter des Auf-
traggebers eine schriftliche Aufstellung aller Gegenstände zur Abzeich-
nung vorzulegen und bei ihm zu hinterlegen. Der Auftragnehmer und 
seine selbstständigen Unterbeauftragten haben ihre Werkzeuge und 
Geräte sowie die Montageausrüstung vorher eindeutig und unveränder-
bar mit ihrem Namen oder Firmenzeichen zu kennzeichnen. Waggons 
und andere Transportmittel werden nur während der normalen Arbeits-
zeit abgefertigt. 
4.7 Ergänzend gelten die Baustellenordnung, Werksordnung, Hausord-
nung und das Merkblatt für Angehörige von Fremdfirmen, wobei die 
Regelungen dieser Einkaufsbedingungen vorrangig sind. Die genannten 
Dokumente können bei der beauftragenden Stelle (Einkauf) erfragt 
werden.  
 
5. Preise  
Die vereinbarten Preise sind Festpreise zuzüglich der jeweils gültigen 
Mehrwertsteuer. Preise für Lieferungen verstehen sich frei Verwen-
dungsstelle einschließlich Verpackungs- und Frachtkosten. Ist ein Preis 
„ab Werk“ oder „ab Lager“ vereinbart, übernimmt der Auftraggeber nur 
die günstigsten Frachtkosten. Durch die Art der Preisstellung wird die 
Vereinbarung über den Erfüllungsort nicht berührt. 

6. Handelsklauseln  
Für die Auslegung der Handelsklauseln gelten die Incoterms 2020.  
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7. Lieferungen  
Für Lieferungen durch den Auftragnehmer gelten hinsichtlich der 
Bereitstellung von Ursprungsnachweisen, umsatzsteuerlichen Nach-
weisen und Exportbeschränkungen, sowie hinsichtlich der Einhaltung 
von Gesetzen (einschließen REACH, CLP, RoHS, Konfliktmineralien) die 
jeweiligen Regelungen in unseren Allgemeinen Einkaufsbedingungen 
(abrufbar unter https://www.frankenguss.de/de/service/downloads) in 
ihrer jeweils gültigen Fassung. 

8. Abrechnung im Stundenlohn  
8.1 Werden Leistungen im Stundenlohn abgerechnet, hat sich der Auf-
tragnehmer vor Aufnahme der Arbeiten bei dem zuständigen techni-
schen Objektbearbeiter des Auftraggebers zu melden. 
8.2  Die Stundennachweise sind auf den vom Auftraggeber zur Verfü-
gung gestellten Formularen im Durchschreibeverfahren auszustellen und 
dem aufsichtführenden Personal des Auftraggebers täglich zur Gegen-
zeichnung vorzulegen. Auf den Stundennachweisen sind die Bestell- 
und die Kommissionsnummer des Auftraggebers, die durchgeführten 
Leistungen und die Tätigkeitszeiträume aufzuführen.  

9. Termine, Verzögerungen  
9.1 Erkennt der Auftragnehmer, dass die vereinbarten Termine nicht 
eingehalten werden können, hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich 
mitzuteilen. Die Verpflichtung zur Einhaltung der vereinbarten Termine 
bleibt unberührt. 
9.2  Falls der Auftragnehmer den vereinbarten Endtermin oder andere 
im Vertrag als vertragsstrafenbewehrt vereinbarte Termine schuldhaft 
nicht einhält, gerät er in Verzug. Der Auftraggeber ist berechtigt, eine 
Vertragsstrafe in Höhe von 0,1 % des Gesamtauftragswertes (netto) je 
Werktag des Verzuges, maximal 5 % des Gesamtauftragswertes (netto) 
zu verlangen. Der Auftraggeber wird die Vertragsstrafe spätestens bei 
der Schlusszahlung geltend machen. 
9.3 Bei Verzug des Auftragnehmers kann der Auftraggeber außerdem 
nach ergebnislosem Ablauf einer von ihm gesetzten angemessenen 
Nachfrist die vom Auftragnehmer noch nicht erbrachten Lieferungen 
und Leistungen selbst erbringen oder durch einen Dritten zu Lasten des 
Auftragnehmers erbringen lassen. Sind hierfür Unterlagen erforder-
lich, die der Auftragnehmer in Besitz hat, hat er diese dem Auftrag-
geber unverzüglich zu übergeben; falls Schutzrechte der Erbringung der 
Lieferungen und Leistungen durch den Auftraggeber oder einen Dritten 
entgegenstehen, ist der Auftragnehmer verpflichtet, unverzüglich eine 
entsprechende Freistellung von diesen Rechten zu verschaffen. 
9.4  Statt der Maßnahme gemäß vorstehendem Absatz kann der Auf-
traggeber nach dem ergebnislosen Ablauf einer von ihm gesetzten an-
gemessenen Nachfrist vom Vertrag zurücktreten. Eine bis zu dem Zeit-
punkt des Rücktritts fällig gewordene Vertragsstrafe bleibt unberührt. 
9.5 Die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen neben der Ver-
tragsstrafe bleibt unberührt. Verwirkte Vertragsstrafen sind jedoch auf 
Schadensersatzansprüche anzurechnen.
9.6  Ergänzend zu den in den vorstehen Absätzen getroffenen Regelun-
gen gelten die gesetzlichen Vorschriften.  

10. Gewährleistung  
10.1 Die Instandhaltung einschließlich etwa dazu gehöriger Lieferungen 
und sonstiger Leistungen muss dem Verwendungszweck des instand-
zuhaltenden Gegenstandes, dem neusten Stand der Technik sowie 
den einschlägigen Bestimmungen der Behörden und Fachverbände 
entsprechen. Bestehen für den instandzuhaltenden Gegenstand oder 
dessen Einzelteile Regelwerke, so sind diese in folgender Rangfolge zu 
beachten: 
	- Unfallverhütungsvorschriften, 
	- DIN 
	- VDE 
	- VDI und 
	- Stahl-Eisen-Betriebsblätter 

Sind im Einzelfall Abweichungen von den Regelwerken oder von der 
angegebenen Rangfolge notwendig, so muss der Auftragnehmer die 
schriftliche Zustimmung des Auftraggebers einholen. Die Gewährleis-
tungspflicht wird durch diese Zustimmung nicht berührt. 
10.2  Die Gewährleistungsfrist beträgt 2 Jahre, für die Instandsetzung 
von Bauwerken, Stahlkonstruktionen und sonstigen baulichen Anlagen 
5 Jahre. Sie beginnt mit der Abnahme.  
10.3  Mängel der Lieferungen und Leistungen hat der Auftragnehmer 

kostenlos zu beseitigen. Ist dies nicht möglich, oder ist dem Auftrag-
geber die Annahme nachgebesserter Lieferungen und Leistungen nicht 
zumutbar, so hat der Auftragnehmer die mangelhaften Lieferungen und 
Leistungen kostenlos zu ersetzen.  
10.4  In dringenden Fällen oder wenn der Auftragnehmer mit der Man-
gelbeseitigung in Verzug gerät, kann der Auftraggeber die erforder-
lichen Maßnahmen auf Kosten des Auftragnehmers selbst durchführen 
oder durch einen Dritten durchführen lassen. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer vor Durchführung der Maßnahmen benachrichtigen. 
Ist dies nicht möglich, können in dringenden Fällen die zur Schadens-
abwehr erforderlichen Maßnahmen ohne vorherige Benachrichtigung 
durchgeführt werden; in diesen Fällen wird der Auftraggeber die Be-
nachrichtigung unverzüglich nachholen. Die Gewährleistungsverpflich-
tung des Auftragnehmers bleibt unberührt; hiervon ausgenommen sind 
Mängel, die auf von dem Auftraggeber oder einem Dritten durchgeführ-
te Maßnahmen zurückzuführen sind.  
10.5 Für nachgebesserte und ersetzte Lieferungen und Leistungen 
beginnt eine neue Gewährleistungsfrist mit der schriftlichen Abnahme 
dieser Lieferungen und Leistungen. Falls der Auftraggeber die schrift-
liche Abnahmeerklärung nicht innerhalb von 15 Arbeitstagen nach 
schriftlicher Meldung des Auftragnehmers über den ordnungsgemäßen 
Abschluss der Mangelbeseitigung abgibt, beginnt die neue Gewähr-
leistungsfrist mit Ablauf der vorgenannten Frist von 15 Arbeitstagen; sie 
endet spätestens 12 Monate, bei Nachbesserungen und Ersatzlieferun-
gen für eine Instandsetzung an Bauwerken, Stahlkonstruktionen oder 
sonstigen baulichen Anlagen 24 Monate, nach dem Ablauf der ursprüng-
lichen Gewährleistungsfrist. 
10.6  Ist eine Nachbesserung nicht möglich oder unzumutbar, so bleibt 
das Recht auf Wandelung oder Minderung unberührt.  
10.7 Der Gewährleistungsanspruch verjährt 6 Monate nach Erhebung der 
Mängelrüge, frühestens jedoch mit Ablauf der Gewährleistungsfrist. 
10.8 Ergänzend zu den in den vorstehenden Absätzen getroffenen Rege-
lungen gelten die gesetzlichen Vorschriften.  
 
11. Zeichnungen und andere Unterlagen, Werkzeuge  
11.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber kostenlos 
das Eigentum an den zur Durchführung der Instandhaltung erstellten 
Zeichnungen und anderen technischen Unterlagen zu übertragen. Das 
geistige Eigentum an ihnen wird hierdurch nicht berührt. Der Auftragge-
ber oder Dritte dürfen sie zur Ausführung in Instandhaltungen und Än-
derungen und zur Anfertigung von Ersatzteilen unentgeltlich benutzen. 
11.2  Durch die Zustimmung des Auftraggebers zu Zeichnungen, Berech-
nungen und anderen technischen Unterlagen wird die alleinige Verant-
wortung des Auftragnehmers für die Instandhaltung nicht berührt. 
Soweit der Auftragnehmer nicht schriftlich widerspricht, gilt dies auch 
für Vorschläge und Empfehlungen des Auftraggebers sowie für zwischen 
Auftragnehmer und Auftraggeber besprochene Änderungen. 
11.3  Alle Ausführungsunterlagen, Vorrichtungen, Werkzeuge, Modelle 
und sonstige Gegenstände, die dem Auftragnehmer überlassen werden, 
bleiben Eigentum des Auftraggebers und dürfen nur für die vertraglich 
vereinbarten Zwecke verwendet und Dritten nur insoweit zugänglich 
gemacht werden. Der Auftraggeber behält sich alle Rechte an nach 
seinen Angaben gefertigten Zeichnungen und an von ihm entwickelten 
Verfahren vor.  

12. Unfallverhütung, Emissionsbegrenzung, Immissionsschäden, 
Brandschutz  
12.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die die Sicherheit und Gesund-
heit der Arbeitnehmer, den Schutz der Umwelt, den Transport gefährli-
cher Güter und den Brandschutz betreffenden Gesetze, Verordnungen 
und Vorschriften einschließlich der Merkblätter der Berufsgenossen-
schaften und des Verbandes der Sachversicherer einzuhalten, soweit sie 
für die Durchführung der Instandhaltungsarbeiten einschlägig sind. 
12.2  Der Auftragnehmer hat sich bei den zuständigen Fachkräften des 
Auftraggebers für den Arbeits- und Gesundheitsschutz, den Umwelt-
schutz und den Brandschutz über für den Erfüllungsort bestehende 
Auflagen, Unfallverhütungs-, Umweltschutz- und Brandschutzvorschrif-
ten zu unterrichten. Die erforderlichen Maßnahmen sind jeweils mit den 
genannten Fachkräften abzustimmen. 
12.3  Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass sich alle von ihm 
eingesetzten Arbeitskräfte umweltschutzgerecht sowie sicherheits- und 
brandschutzbewusst verhalten.  
12.4  Brandschutztechnische Forderungen der Werk-/Betriebsfeuerwehr 
oder des Brandschutzbeauftragten sind in jedem Fall zu erfüllen. Sind 
mit Feuergefahr verbundene Arbeiten an brand- und/oder explosions-
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gefährdeten Anlagen wie Ölbehälter, Kabelanlagen usw. oder in ihrer 
Nähe nicht zu vermeiden, so dürfen sie nur mit Genehmigung des 
zuständigen Betriebsleiters durchgeführt werden. Soweit nichts anderes 
vereinbart wird, ist vom Auftragnehmer eine geschulte Brandwache zu 
stellen. Nach Beendigung der Arbeiten sind Nachkontrollen durchzu-
führen. Soweit im Zusammenhang mit Instandhaltungsarbeiten auch 
Demontage. Und Verschrottungsarbeiten durchgeführt werden, gilt dies 
auch für derartige Arbeiten. 
12.5  Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber und die von diesem 
mit der Durchführung oder Überwachung der Unfallverhütung, des 
Umweltschutzes, des Werkschutzes, des Brandschutzes, der Gefahr-
gutbestimmungen und der Bauleitung betrauten Personen von allen 
Ansprüchen frei, die gegen den Auftraggeber oder die vorgenannten 
Personen wegen Schäden gerichtet werden, die aus einer Verletzung 
der von dem Auftragnehmer im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Instandhaltungsarbeiten zu beachtenden Vorschriften entstehen. 
Dies gilt auch für Ansprüche wegen bei Ausführung von Arbeiten an 
Einrichtungen Dritter (z. B. Ver- und Entsorgungsleitungen) entstehender 
Schäden; über derartige Einrichtungen Dritter hat sich der Auftragneh-
mer vor Arbeitsbeginn bei allen zuständigen Stellen genau zu unterrich-
ten. Tritt ein Schaden ein, sind der Auftraggeber und sonst zuständige 
Stellen zu verständigen.  

13. Zahlung  
13.1 Der Auftraggeber leistet Zahlung gegen Rechnung gemäß den um-
satzsteuerlichen Bestimmungen innerhalb von 30 Tagen nach Zugang 
der Rechnung, sofern dies nicht anderweitig individuell geregelt ist.  
13.2  Zahlungen durch den Auftraggeber bedeuten keine Anerkennung 
der Abrechnung. 
13.3  Der Auftraggeber kann gegen sämtliche Forderungen, die der 
Auftragnehmer gegen ihn hat, mit sämtlichen Forderungen aufrechnen, 
die ihm, der Franken Guss Kitzingen oder denjenigen inländischen Ge-
sellschaften, an denen die Franken Guss Kitzingen unmittelbar oder mit-
telbar mit Mehrheit beteiligt ist, gegen den Auftragnehmer zustehen. 
Auf Wunsch wird der Auftraggeber dem Auftragnehmer die von dieser 
Klausel erfassten Konzerngesellschaften im Einzelnen bekannt geben. 
13.4  Mit der schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers dürfen An-
sprüche des Auftragnehmers aus diesem Vertrag an Dritte abgetreten 
werden. 
 
14. Versicherung 
14.1 Der Auftragnehmer hat eine übliche und die Risiken der Leistungs-
erbringung angemessen einschließende Betriebshaftpflichtversicherung 
– einschließlich Bearbeitungsschäden abzuschließen und während der 
gesamten Vertragszeit aufrecht zu erhalten. Auf Anforderung sind das 
Bestehen und der Umfang des Versicherungsschutzes durch Vorlage 
einer Bescheinigung des Versicherers nachzuweisen.
14.2 Verstößt der Auftragnehmer gegen die sich aus vorstehendem 
Absatz oder gegen sonstige sich aus dem Vertrag ergebende Versiche-
rungspflichten, so hat er den Auftraggeber so zu stellen, als ob der 
vertraglich geschuldete Versicherungsschutz begründet oder aufrecht-
erhalten worden wäre. 

15. Geheimhaltung, Datenschutz 
Der Auftragnehmer wird über alle ihm im Zusammenhang mit dem Ver-
trag zur Kenntnis gelangten vertraulichen Informationen, insbesondere 
Geschäftsgeheimnisse, des Auftraggebers Stillschweigen bewahren und 
diese weder weitergeben noch auf sonstige Art verwerten. Eine Weiter-
gabe vertraulicher Informationen an Mitarbeiter oder Subunternehmer 
ist nur zulässig, sofern die Weitergabe der betreffenden Informationen 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen durch 
den jeweiligen Mitarbeiter oder Subunternehmer erforderlich ist. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, die vertraulichen Informationen vor 
unbefugtem Zugriff durch geeignete Vertraulichkeitsmaßnahmen zu 
schützen und mit allen von ihnen im Zusammenhang mit der Vertrags-
durchführung eingesetzten Mitarbeitern eine mit dieser Ziffer inhalts-
gleiche Regelung zu vereinbaren
„Vertrauliche Informationen“ sind alle Informationen, die der Auftrag-
geber dem Auftragnehmer im Zusammenhang mit dem Vertrag mitteilt 
oder überlässt, gleich ob in schriftlicher, mündlicher, visueller oder 
elektronischer Form, und die als „vertraulich“ gekennzeichnet sind oder 
deren vertraulicher Charakter sich aus den Umständen ergibt. Nicht als 
vertrauliche Informationen gelten Informationen, die (a) der Auftrag-
nehmer von Dritten rechtmäßig erworben hat, (b) der Auftragnehmer 
ohne Rückgriff auf oder unter Verwendung von vertraulichen Informa-
tionen selbständig entwickelt hat, oder (c) ohne Verschulden oder Zutun 

des Auftragnehmers öffentlich bekannt sind oder wurden. 
Ist der Auftragnehmer aufgrund einer hoheitlichen Maßnahme, bspw. 
aufgrund einer gerichtlichen oder behördlichen Verfügung, zur Offen-
legung vertraulicher Informationen verpflichtet, so gilt die Verpflichtung 
zur Vertraulichkeit nur insoweit nicht, als die Weitergabe der vertrau-
lichen Information zur Einhaltung der zur Offenlegung zwingenden 
hoheitlichen Maßnahme erforderlich ist. In einem solchen Fall hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber vor der Offenlegung schriftlich unver-
züglich zu unterrichten und in Abstimmung mit diesem vor der Offen-
legung jede zumutbare Maßnahme zu ergreifen, um Offenlegungsforde-
rungen zurückzuweisen und/oder die Vertraulichkeit der Informationen 
zu gewährleisten. Dies gilt nicht, wenn das betreffende Recht eine 
solche Mitteilung im öffentlichen Interesse verbietet.
Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt, unbeschadet ggf. weitergehen-
der zwingender gesetzlicher Geheimhaltungsverpflichtungen, für einen 
Zeitraum von fünf (5) Jahren nach Vertragsbeendigung weiter.
Der Auftragnehmer wird beim Umgang mit personenbezogenen Daten 
die jeweils einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen insbesondere des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) und der Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) einhalten. Soweit erforderlich, werden die Parteien einen 
Auftragsverarbeitungsvertrag nach Art. 28 DSGVO abschließen. 

16. Arbeitnehmer-Entsendegesetz, Mindestlohngesetz 
16.1  Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung der Bestim-
mungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) und des Mindest-
lohngesetzes (MiLoG) im Geltungsbereich der genannten Gesetze und 
steht dafür ein, dass die sich aus den vorgenannten Gesetzen und den 
dazu erlassenen Rechtsverordnungen in Verbindung mit den anwendba-
ren Tarifverträgen ergebenden Mindestarbeitsbedingungen gewahrt und 
mindestens die vorgeschriebenen Mindestentgelte bezahlt werden, und 
zwar hinsichtlich aller zur Erfüllung des Auftrages eingesetzten Arbeit-
nehmer (auch von Subunternehmern oder Verleihunternehmen). 
16.2 Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von allen etwa gegen 
ihn erhobenen Ansprüchen wegen eines Verstoßes des Auftragnehmers, 
eines von diesem zulässigerweise eingeschalteten Subunternehmers 
oder eines vom Auftragnehmer oder Subunternehmer beauftragten Ver-
leihunternehmens gegen die Bestimmungen des AEntG und des MiLoG 
frei. 

17. Erfüllungsort, Teilunwirksamkeit, Gerichtsstand, anwendbares 
Recht  
17.1  Erfüllungsort für Instandhaltungsarbeiten ist die Verwendungsstel-
le, für Zahlungen der Sitz des Auftraggebers. 
17.2  Im Falle der Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen blei-
ben die übrigen verbindlich. 
17.3  Gerichtsstand ist der Sitz des für den Auftraggeber allgemein zu-
ständigen Gerichts. Der Auftraggeber kann jedoch den Auftragnehmer 
auch an dessen allgemeinem Gerichtsstand verklagen. 
17.4  Ergänzend zu den Vertragsbestimmungen gilt ausschließlich das 
für die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien maßgebliche Recht der 
Bundesrepublik Deutschland.  

18. Compliance/ Code of conduct (CoC)  
Der Auftragnehmer akzeptiert mit der Auftragsannahme, den auf unse-
rer Website (https://www.frankenguss.de/de/service/downloads) zur 
Verfügung gestellten Code of Conduct (CoC). 


